
SchriftJiche Anwaltsprüfung 

Die 42-jahrige Bea Meier kommt zu lhnen und mõchte sich bezüglich diverser Rechtsfragen 
beraten lassen. Sie mi:ichte, dass Sie die Fragen schriftJich beantworten und diese auch juris­
tisch begründen, da Sie noch eine Zweitmeinung einholen will. Soweit der Sachverhalt für die 
zu beantwortenden Fragen unvollstandig ist, ist darzulegen, welche Angaben fehlen. 

Bea Meier mõchte sich von ihrem 63-jahrigen Ehemanu Peter scheiden lassen. Die Eheleute 
haben 1983 geheiratet und leben zurzeit noch zusammen. Sie haben einen 22-jahrigen Sohn, 
der in London lebt und dort als Bankangestellter gut verdient. Peter steht vor der Pensionie­
rung. Er arbeitet als Chauffeur und verdient pro Monat Fr. 5'000.--. Bea arbeitet seit 15 Jahren 
als Pflegerin in einem A1ters- und Pflegeheim mit einem Teilzeitpensum von 20 % und ver­
dient Fr. 800.--. 

1. Bea fragt Sie, ob sie bei einer eheschutzrichterlichen Trennung darnit rechnen müsse, 
dass sie vom Gericht zu einer . Erhõhung ihrer Arbeitstiitigkeit verpflichtet wird. 

2. Bea ist AlleineigentüIDerin einer Stockwerkeinheit. Sie hat diese vor 12 Jahren geerbt. 
Der Verkehrswert wird heute vom Hauseigentümerverband auf Fr. 1 '500'000.-- ge­
sehiitzt. Der Wert hat in den letzten Jahren erheblich abgenommen, weil die Stoek­
werkeinheit sehr stark dureh Flugliinn belastet ist. Die Liegensehaft ist mit 
Fr. 1 '350'000.-- hypothekariseh belastet. Peter hat aueh Geld in die Liegensehaft inves­
tiert, so z.B. für eine neue Küehe und neue N asszellenund diverse weitere bauliche 
Emeuerungen. Bea fürehtet deswegen eine komplizierte güterreehtliche Auseinander­
setzung und fragt, ob dieser Prozessteil nicht vom Scheidungsprozess abgetrennt be­
handelt werden kanu. 

3. Bea ist überzeligt, dass sie den Seheidungsprozess nur durchstehen wird, wenn sie 
anwaltlich vertreten ist. Sie verfügt abgesehen von der Liegensehaft nur über rund 
Fr. 3'000.-- Ersparnisse. Bea ist zu einer Budgetberatung gegangen. Dort wurde ihr 
mitgeteilt, dass sie bei einer Trennung aufgrund der hohen Wohnkosten voraussicht­
Jieh ea. Fr. 1 '000.-- unter dem betreibungsreehtliehen Existenzminimum werde leben 
müssen. Bea hat der Budgetberaterin allerdings versehwiegen, dass sie von ihrem in 
London lebenden Sohn, der mit dem Vater Streit hat, heirnlieh Geld erhiilt, damit sie 
die laufenden Kosten bezahlen und sich aueh ab und zu etwas leisten kaun. Der Sohn 
ist aber nieht bereit, Anwaltskosten zu bezahlen. 

4. Peter hat ein Vorsorgeguthaben (BVG, 2. Siiule) von Fr. 600'000.--. Bea wi1l wissen, 
was mit diesem Guthaben gesehieht und wie viel sie betragsmiissig erwarten kann, 
wenn die Seheidung mangels Zustimmung des Ehegatten erst naeh Ablauf der zwei­
jahrigen Trennungszeit erfolgen wird und ihr Ehemann dannzumal bereits pensioniert 
ist. 



5. Die Stockwerkeinheit von Bea hat eine Wertquote von 21100. Thre Freundin Dora 
Meister ist die Verwalterin der Stockwerkeigentümergemeinschaft. Diese erhãlt für 
die sehr aufwendige Verwaltung der Stockwerkeigentümergemeinschaft ein Ver­
waltungshonorar von Fr. 120'000.--. An der letzten ordentlichen Stockwerkeigen­
tÜIDerversammlung, vor ca. einem Monat ist die Verwaltung abgewãhlt worden. Es 
wurde beschlossen, den Vertrag mit der Verwaltung per sofort aufzu16sen. Der Ver­
waltung wurde vorgeworfen, sie habe sich durch einzelne Handwerker Vorteile ver­
sprechen lassen, wenn die Verwaltung diese Handwerker bei der Vergabe von Auftrã­
gen berücksichtigt. Dora Meister bestreitet dies vehement und bittet Bea flehentlich, 
den Beschluss der Stockwerkeigentümergemeinschaft anzufechten. 

Bea fragt Sie, was für Konsequenzen eine so1che Anfechtung für sie haben konnte. 

6. Bea ist von Handwerker Odermatt, der das Parkett der Stockwerkeigentumseinheit 
repariert hat, im Betrag von Fr. 3 '200.-- betrieben worden. Der Rechtsoffnungsrichter 
habe Rechtsoffnung erteilt. Erst danach hat Bea realisiert, dass sie einen Vertrag mit 
der Firma Superparkett AG hat und diese die Arbeit an Odermatt weitervergeben hat. 
Sie teilt dies Odermatt mit. Dieser bestãtigt den Sachverhalt und sagt ihr aber, dass sie 
eine Aberkennungsklage vergessen konne, da er sich dieForderung einfach von der 
Superparkett abtreten lassen werde. 

Im Weitem teilt Ihnen Bea mit, dass sie auf Odermatt ohnehin nicht gut zu sprechen 
sei, da im Vertrag mit der Superparkett AG gestanden habe, dass der Rechnungsbetrag 
30 Tage nach Fertigstellung der Arbeit zur Zahlung fã!lig sei. Sie habe die Rechnung 
noch vor Abschluss der Arbeiten erhalten und nachdem sie die Rechnung nicht innert 
10 Tagen bezahlt habe, sei sie ohne weitere Mahnung von Odermatt direkt betrieben 
worden. Bea fragt Sie, was zu machen sei. Sie will auf keinen Fall irgendetwas an 
Odermatt bezahlen. 

7. Bea hat eine 20 %-Teilzeitanstellung beim als Verein organisierten privaten Alters­
und Pflegeheim "Zur Sonne". Sie arbeitet schon seit rund 15 Jahren für das Alters- und 
Pflegeheim. Gemãss Vertrag hat sie eine wochentliche Arbeitszeit von 8 Stunden. Im 
Arbeitsvertrag steht, dass Überstunden nur vergütet werden, wenn diese vom Arbeit­
geber angeordnet werden. Seit Beginn ihrer Tãtigkeit arbeitet Bea regelmãssig mehr 
als die 8 Stunden. Manchmal sind es pro Monat 3 - 4 Stunden mehr, es gibt aber auch 
Monate, in denen sie pro Monat 5 - 10 Stunden mehr arbeitet. Die Überstunden sind 
nie angeordnet worden. Bea muss der Heimleiterin monatlich einen detai11ierten Stun­
denrapport abgeben, aus we1chem die Überstunden hervorgehen. Insgesamt sind über 
die ganze Anstellungsdauer rund 1 '000 Überstunden aufgelaufen. Vor einigen Wochen 
fand eine Mitarbeiterbeurteilung statt. Bei dieser hat Bea ein vorbereitetes Papier mit 
folgendem Text unterzeichnet: 

a)Ich verzichte vorbehaltlos auf die Bezahlung der bisher ge1eisteten Überstunden. 

b )Künftig geleistete Überstunden werden bezahlt. Ein Zuschlag auf die geleisteten 
Überstunden wird nicht bezahlt. 

Bea mochte von Ihnen wissen, wie die Rechtslage ist. 



Insbesondere mõchte sie wissen, ob sie eine Chance hat, für die seit 15 J ahren aufge­
laufenen Überstunden Geld zu erhalten. 

Gesetze: OR, ZGB, SchKG, ZPO, GVG 



Schriftliche Anwaltsprüfung 

Prüfungsaufgabe: 

TeilA 

Die Meier Power AG ["MPAG"] mit Sitz in Uster ist eine Gesellschaft, welche erfolgreich 
Gerate für die Elektrizitatswirtschaft entwickelt, produziert und vertreibt (z.B. Stromwandler, 
Schaltnetzteile, Kleinsttransformatoren). Ihre Aktionare waren früher Werner Meier, wohn­
haft in Meilen, Gründer, Verwaltungsratsprasident und CEO der Gesellschaft mit 60% und 
die Invest GmbH, MÜllchen, mit 40%, welche im Rahrnen einer Kapitalerhõhung zur Finan­
zierung des Ausbaus der Geschaftstatigkeit erworben wurden. 

Mit Aktienkaufvertrag vom 1. Juli 2005 verkauften Meier und Invest GmbH ihre samtlichen 
MP AG-Aktien an die United Electric (Switzerland) AG ["UESAG"] mit Sitz in Zürich, 
eine 100%-ige Tochtergesellschaft des US Konzerns United Electric, zum Preis von 
CHF 30'000'000, wovon CHF 18 Mio. an Meier uud CHF 12 Mio. an Ihvest AG entfielen. 
Der Vollzug des Kaufes erfolgte gleichen Tages, wobei vereinbarungsgemass ein Teilbetrag 
des Kaufpreises von CHF 5'000'000 als Sicherheit für allfâllige Gewãhrleistungsansprüche 
der Kauferin UESAG bei der Raiffeisenbank Uster als "Escrow Agent" hinterlegt wurde mit 
der Regelung, dass der Escrow Agent nur aufgrund einer gemeinsarnen Instruktion von Ver­
kaufer und Kauferin oder eines gerichtlichen Urteils Zahlung an eine Partei leisten dürfe. 

Der Kaufvertrag wurde in kurzer Zeit ausgehandelt, weil die UESAG sehr interessiert war 
am Geschaft der MP AG. Für die UESAG verhandelte ein amerikanischer Anwa1t mit Hilfe 
eines Substituten seiner Zürcher Korrespondenzanwalte. Seine Hauptsorge war, dass ein 
Konkurrent der MP AG ["Firma X"] behauptet hatte, ein wichtiges Patent der MP AG würde 
ein Patent der Firma X verletzen. Die MP AG und ihre Aktionare erachteten dieses Risiko 
j edoch als gering, weil diese Behauptungeu imrner sehr unbestimrnt waren und von der Finna 
X rue irgendwelche rechtlichen Schritte eingeleitet wurden. 
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Der Kaufvertrag enthãlt diesbezüglich unter dem Titel "Zusicherungen und Gewãhrleistun­
gen der Verkãufer" folgende Bestimmungen: 

lI. Die Verkãufer sichem der Kãuferin zu, dass die Patente der MP AG rechtsgül­
tig bestehen und dass die von der Firma X angedrohte K1age aufUngültigkeit 
des Patentes Nr. [ l der MP AG keinen ErfoIg haben wird. 

12. In der Jahresrechnung 2004 der MPAG sind ausreichende Rückstellungen ge­
bildet worden für Prozesskosten und allfàllige Lizenzzahlungen bei einer Kla­
ge der Firma X gegen die MP AG bezüglich Patent Nr. [ l. 

15. Die Verkãufer haften gegenüber der Kãuferin bei Gewãhrleistungsansprüchen 
im Verhãltnis ihrer Aktienquoten. Es besteht keine Solidarschu1dnerschaft 
i.S.v. OR 143. 

16. Die Zusicherungen und Gewãhrleistungen der Verkãufer gelten nur für eine 
Dauer von 18 Monaten seit Vollzug des Vertrages." 

Der Vertrag enthãlt keine Bestimmungen zur Rechtswahl oder zum Gerichtsstand. 

Kurz nach dem l. Ju1i 2005 leitete die Firma X gegen die MP AG im Ausland eine Klage ein 
mit der Begründung, das Patent Nr. [l verletze ihr eigenes, früher erteiltes Patent und sei 
demzufolge ungültig. Die Kãuferin orientierte die Verkãufer sofort über die K1age und man 
kam überein, gemeinsam die K1age abzuwehren mit guten Anwãlten, dem Wissen von Meier 
und einem Gutachten eines unabhãngigen Experten. 

Am 20. Dezember 2006 kontaktierte der amerikanische Anwalt der Kãuferin direkt den Zür­
cher Anwalt der Verkãufer und sagte, da der Prozess mit der Firma X noch im Gange sei, 
wãre es sehr schwierig, einen Gewãhrleistungsanspruch der Kãuferin zu beziffem. Der An­
wa1t der Verkãufer reagierte hinhaltend und machte vor allem geltend, die Escrow Surnme 
von CHF 5 Mio. sei in jedem Falle viel zu hoch für allfàllige Ansprüche der Kãuferin, weil 
ausser diesem positiv verlaufenden Prozess keine sonstigen offenen Punkte bezüglich Ge­
wãhrleistung bestãnden. Die Anwãlte einigten sich darauf, die Escrow Surnme unl 
CHF 3 Mio. zu reduzieren und instruierten namens ihrer K1ienten die Raiffeisenbank am 
29. Dezember 2006, den Betrag von CHF 3 Mio. anteilig an die beiden Verkãufer auszube­
zahlen, was gleichentags erfolgte. 

Im Frühjahr 2007 erging ein gerichtliches Urtei!, welches die Rechtsgültigkeit des Patentes 
Nr. [ l der MP AG bestãtigte und die Klage der Firma X abwies. Das Urteil wurde rechtskrãf­
tig. Gemãss der anwendbaren Prozessordnung erfolgte aber keine Prozessentschãdigung an 
die MP AG. Die UESAG erstellte daraufhin eine Abrechnung, in welcher sie Kosten für die 
eigenen Anwãlte (CHF l Mio.), für Expertengutachten (CHF 300'000), eigene wissenschaft­
liche Abklãrungen, Management-Zeitaufwand und Spesen (CHF 200'000) auflistete und da­
von den in der Jahresrechnung 2004 der MPAG enthaltenen Rückstellungsbetrag von 
CHF 100'000 abzog. Am 7. Juli 2007 forderte die UESAG die Verkãufer auf, zusammen mit 
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ihr den Escrow Agent anzuweisen, der K1iuferin den Betrag von CHF 1 '400'000 auszuzahlen 
und den Rest anteilig an die Verk1iufer. Der Anwalt der Verk1iufer wies dies ab und machte 
geltend, die Gewãhrleistungsanspruche der K1iuferin seien am 31.12.2006 untergegangen. 

Ende August 2007 hat die UESAG den Anwalt gewechselt und Sie mit der Wahrung ihrer 
Interessen gegen die Verkãufer beauftragt. Sie haben Ihre Hausaufgaben gemacht, festge­
stellt, dass die Verkãufer nicht verhandlungsbereit sind und schreiben heute die Klageschrift. 

Aufgabe l 

Erstellen Sie eine vollstandige Klageschrift an das Gericht, wobei der Sachverhalt nur kurz 
und zum besseren Verstãndnis Ihrer rechtlichen Beurteilung dienen sol1. Antizipieren Sie, 
mit was für Argumenten die Beklagten sich wehren werden und sprechen Sie diese Argu­
mente bereits in der Klageschrift an. Ihre Klientin hat Sie überdies beauftragt, weml mõglich 
sicherzustellen, dass mit dem Urtei1 auch der Escrow Agent verpflichtet werden sol1te, den 
eingek1agten Betrag an die Klãgerin auszuzahlen. 

Aufgabe 2 

Wie würden Sie a1s Richter entscheiden? Schreiben Sie ein vollstandiges Dispositiv des Ge­
richtsurteils und eine BegrüDdung, wobei Sie dort, wo das Gericht die Rechtsauffassung der 
Klãgerin teilt, auf die "zutreffenden Ausführungen der Klagerin" verweisen kõnnen. 

TeilB 

Im Prozess der UESAG gegen Meier und Invest GmbH hat sich die Klãgerin auf den Ange­
stellten Scheu der MP AG als Zeugen berufen für die Behauptung, die Verkãufer h1itten Ende 
Dezember 2006 akzeptiert, dass der Kãuferin eine Forderung aus Gewãhrleistung von 
CHF 2'000'000, vorbehãltlich einer genauen Abrechnung über die Prozesskosten, zustehe. 
Herr Scheu kam1 dies nicht bestãtigen, befürchtet aber nicht ganz zu Unrecht, dass er a1s An­
gestellter der MP AG vom amerikanischen Verwaltungsratsprãsidenten entlassen würde, 
wenn er gegen die Interessen der K1iuferin aussagen würde. Er meldet sich daher krank (olme 
es zu sein) und erscheint nicht zur Beweisverhandlung. 

Aufgabe 3 

Was für rechtliche Über1egungen fal1en Ihnen zu diesem Sachverhalt ein? 

Teil e 

Die Invest GmbH gehõrt Herrn Schmitz, ebenfalls wohnhaft in Nümberg. Dieser hat einen 
Neffen, Peter Hofrnaml, wohnhaft in Horgen, welcher in Zürich ein Sport-Marketingunter­
nehmen a1s EinzelfiIma führt. Da seine Firrna Zahlungsschwierigkeiten hatte, bat Hofmam1 
seinen reichen Onkel um finallzielle Unterstützung. Schmitz überwies auf das Geschãftskon­
to der Peter Hofmann Sportmarketing ["PHS"] den Betrag von CHF 500'000. Anschliessend 
schrieb er der PHS am 15. Januar 2007 einen Brief: 
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"Lieber Peter 

Ieh habe deiner Firrna vor einigen Tagen den Betrag von CHF 500'000 als Darlehen 
überwiesen. Ich gewãhre das Darlehen zinslos, erwarte aber die Rüekzahlung spatestens 
am 31. Oktober 2007. 

Mit freundliehen Grüssen" 

Daraufhin sehrieb Peter Hofmann auf Briefpapier der PHS seinem Onkel zUIÜek: 

"Lieber Onkel 

Ich habe díe Überweísung von CHF 500'000 von Dír aufgrund unserer verwandtsehaft1í­
ehen guten Beziehungen als unentgeltliehe Zuwendung verstanden. Ieh zweifle aueh 
sehr, dass ieh in der Lage sein werde, dir am 31. Oktober 2007 diesen Betrag zurüekzu­
zahlen. 

Mit besten Grüssen 
sig. Peter Hofmann" 

Naehher geschah nichts mehrbis anfangs November als Herr Schmitz eine Betreibung über 
CHF 500'000 veranlasste, gegen welche Rechtsvorsehlag erhoben wurde. Schmitz verlangte 
darauf provisorische Reehts6ffnung. 

Aufgabe 4 

a) Wo findet die Reehtsõffl1ungsverhandlung gegen wen statt und wíe wird der Reehts­
õffnungsríchter Ihrer Ansicht nach entseheiden? 

b) Wenn der Reehtsõffnungsriehter provisorisehe Rechtsõffnung erteilen würde, welehe 
Mõgliehkeíten bestehen von den Schuldner, síeh zu wehren? Forrnulieren Sie díe 
Reehtsbegehren. 

e) Kann dieser Rechtsstreit aueh bis vor das Bundesgerieht gezogen werden? 

Gesetzestexte: 

Hinweis: 

ZGB, OR, ZPO, GVG, GestG, SehKG, BGG, IPRG, LugUe, Geríchts­
gebühren VO und Anwaltsgebühren VO. 

Die Aufgabe darfnieht abgesehrieben werden. 
Der Text íst Ihrer Arbeit wieder beizulegen. 



Schriftliche Anwaltsprüfung 

------_.-----------------------------------------------------------------------------------------

FalI 1 

Am 26. Marz 1998 schloss Adam mit der Bank einen Kreditkartenvertrag. Nach 

den a11gemeinen Geschaftsbedingungen stellte die Bank Adam monatlich über 

die erfolgten Bezüge eine Rechnung zu, welche mit Erha1t fãllig wurde. Auf 

Wunsch Adams wurden die Rechnungen im Lastschriftverfahren über sein 

Bankkonto ausgeglichen. 

Am 25. Juli 2000 betrug die Forderung der Bank aus dem Vertrag Fr. 34'182.20. 

Da das Guthaben auf dem Bankkonto zur Deckung dieses Betrages nicht aus­

reichte, ersuchte die Bank Adam schriftlich um Zahlung per Einzahlungsschein. 

Am 18. Oktober 2000 überwies Adam Fr. 30'182.20 zur Begleichung des Aus­

standes, ohne die Differenz von Fr. 4'000 zum Rechnungsbetrag zu begründen. 

Am 27. Dezember 2000 bezahlte die Klagerin die Fr. 30'182.20 ohne Erklarung 

zurück. Auf telefonische Anfrage Adams vom 3. J anuar 2001 antwortete ihr eine 

Bankangestellte der Klagerin, zum Zeitpunkt der Einzahlung sei keine Schuld 

mehr offen gewesen. Noch am selben Tag bestatigte die Bank den Inha1t dieses 

Telefongesprachs gegenüber der Klagerin schriftlich. 

Am 19. Dezember 2002 tei1te die Bank Adam mit, die Rücküberweisung habe 

auf einem Irrtum beruht. Es seien nach wie vor Fr. 34'182.20 offen. Hierauf be­

zah1te Adam nach einem Schriftenwechse1 Fr. 4'000. 
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Die Bank verzichtete auf rund Fr. 350 für Zinsen und Gebühren, setzte mit 

Zahlungsbefehl vom 17. Marz 2004 Fr. 29'830.15 in Betreibung und forderte 

diesen Betrag samt Betreibungskosten von der Bek1agten mit einer K1age vor 

dem Bezirksgericht Zürich. 

Fragen: 

(1) Wer würden Sie in diesem Verfahren anwaltlich lieber vertreten und 

warum? 

(2) Welche(s) Argument(e) wãre(n) Ihres Erachtens für Ihre Klientschaft 

letztlich entscheidend? 

Zeigen Sie auf, welche Antriige und Argumente Sie filr Ihre Klientschaft vorbrin­

gen bzw. welche Willenserkliirungen Sie abgeben würden. Geben Sie an, wie Sie 

mit moglichen Einwiinden der Gegenseite umgehen würden. Falls Verfahren 

einzuleiten wiiren, schildern Sie kurz, welche. 
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Fali 2 

Im Jahre 1983 wurde über Ma1ermeister Beat, Zürich, ein Konkursverfahren 

durchgeführt. Die Sauber AG, Sanitare Insta11ationen, erhielt aus diesem Ver­

fahren drei Konkursverlustscheine über insgesamt Fr. 72'640.90. 

Diesen Betrag setzte die Sauber AG im Dezember 2001 gegen Beat in Betrei­

bung. Beat erhob Rechtsvorsch1ag rnit der Begrundung, er habe kein neues Ver­

m5gen. Da die Sauber AG in der Folge die Betreibung zuruckzog, wurde das 

Verfahren gemass Art. 265a SchKG am 19. April 2002 a1s gegenstandslos ge­

worden abgeschrieben. 

Die Sauber AG trat am 5. September 2003 einen ihrer Verlustscheine (über Fr. 

20'010.--) Edy, dem einzelzeichnungsberechtigten Vizeprasidenten ihres Ver­

waltungsrates, ab. Edy entschloss sich Mitte September 2003, gemeinsam rnit 

seiner Ehefrau ein Einfarnilienhaus am Zürichberg zu kaufen. Auf seine Anfrage 

unterbreitete ihm Beat nach einer Besichtigung der Liegenschaft am 25. Septem­

ber 2003 eine Offerte für Verputz- und Malerarbeiten in der H5he von insgesamt 

Fr. 12'368.--. Am 30. September schlossen die Parteien einen Werkvertrag und 

vereinbarten ein Rabatt von 3 % bei Zahlung innert 10 Tagen. Edy sagte Beat 

mündlich die Zahlung der Rechnung innert 10 Tagen zu, verschwieg aber dabei, 

dass er beabsichtigte, die Verlustscheinsforderung rnit der Werklohnforderung 

zu verrechnen. Nach Abschluss der Arbeiten stellte Beat am 3. November 2003 

Edy Rechnung über Fr. 12'368.--. 

Edy wies Beat rnit Schreiben vom 8. Dezember 2003 auf den von der Sauber 

AG erworbenen Verlustschein über Fr. 20'010.-- hin und lieB ihn wissen, dass er 

den Rechnungsbetrag von Fr. 12'368.-- davon abziehe. Mit Schreiben vom 15. 
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Dezember 2003 widersetzte sich Beat einer Verrechnung, da er nicht zu neuem 

Verrnogen gekommen sei. 

In der daraufhin von Beat eingeleiteten Betreibung erhob Edy Rechtsvorschlag. 

Beat erwirkte rechtzeitig die Vorrnerkung eines Bauhandwerkerpfandrechts im 

Betrag von Fr. 12'368.-- aufEdys Liegenschaft. 

Fragen: 

(3) Welchen anwaltlichen Rat würden Sie Edy erteilen, wenn Sie mit seiner 

Vertretung betraut wãren? 

(4) Welchen anwaltlichen Rat würden Sie Beat erteilen, welin Sie mit seiner 

Vertretung betraut wãren? 

Zeigen Sie jeweils au/, welche Antrage und Argumente Sie für Ihre Klientschaft 

vorbringen bzw. welche Willenserklarungen Sie abgeben würden. FaUs Veifah­

ren einzuleiten waren, schildern Sie kurz, welche. 

-4-



FalI 3 

In einem Verfahren betreffend Unterha1tsbeitrage an ein rninderjahriges Kind 

hat das Bezirksgericht Zürich es abgelehnt, dem Beklagten ein hypothetisches 

Einkommen anzurechnen. Auf Berufung hin hat das Obergericht keine Erhebun­

gen zu dieser Frage gemacht, und den angefochtenen Entscheid im Übrigen be­

statigt. In der Rechtsrnittelbelehrung wird generell auf die Mõglichkeiten einer 

kantonalen Nichtigkeitsbeschwerde sowie eine Beschwerde in Zivilsachen hin­

gewlesen. 

Frage: 

(5) Worauf kommt es an, ob kantonale Nichtigkeitsbeschwerde oder aber 

Beschwerde in Zivilsachen ergriffen wird? 

Gesetze: Gesetzesausgabe GAUCH (ZGB und OR rnit Nebengesetzen), ZPO ZH, 

GVG ZH; SchKG; BGG. 
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Schriftliche Anwaltsprüfung . 

Paula Holunder ist eine Ãrztin mit Wohnsitz in Hamburg, Deutschland. Sie be­

treibt als selbstandige Kauffrau eine Psychiatriepraxis ebenfalls in Hamburg. Pau­

la Holunder ist allein erziehende Mutter von zwei Kindern im Alter von 14 und 12 

Jahren. 

Anfangs 2005 erhielt Paula Holunder in ihrer Praxis einen Anruf eines Mitarbei­

ters des Call Centers "Canaris GmbH" mit Sitz in München. Der Mitarbeiter ver­

suchte Paula Holunder für ein Schweizer Vermõgensanlageprodukt zu interessie­

ren. Schliesslich bat Paula Holunder tatsachlich um einen Termin mit einem Bera­

ter der "SAFG Investment AG" (nachfolgend "SAFG") mit Sitz in Hinwil. 

Entsprechend der Terminabsprache erhielt Paula Holunder am 5. September 

2005 Besuch von Max Halter, einem externen Berater der SAFG mit Wohnsitz in 

Hamburg. Nach eingehender Besprechung unterzeichnete Paula Holunder ein Do­

kument mit dem Titel "Zeichnungsschein mit Anlageauftrag ". Gemass diesem 

Dokument betrug die "Zeichnungssumme" CHF 120'000.- zuzüglich 5% Ausga­

bekosten (Agio). Paula Holunder sollte im ersten Jahr einen Betrag von 

CHF 16'000.-, in den 11 nachfolgenden Jahren einen Betrag von je CHF 10'000.­

einbezahlen. Die Laufzeit der Anlage sollte 20 Jahre betragen. 

Paula Holunder zahlte dem externen Berater am Ende des Gesprachs gegen Quit­

tung eine "Auslandsbearbeitungsgebühr" von CHF 1'600.-

Mit Schreiben vom 8. September 2005 bestatigte die SAFG den Eingang des 

Zeichnungsscheins und bat Paula Holunder um einen Besuch in Zürich, an wel­

chem die Vermõgensanlage realisiert und auf die persõnlichen Bedürfnisse und 

Mõglichkeiten abgestimmt werden sollte. Dieses Gesprach erfolgte am 5. JanUar 

2006 in den Büroraumlichkeiten der SAFG. Anlasslich dieses Gesprachs haben die 

Parteien folgende Dokumente unterzeichnet: 
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Die Parteien haben einen "Vermõgensverwaltungsvertrag" unterzeichnet, 

wonach die SAFG berechtigt wurde, die auf das Konto der Zürich Bank AG 

einbezahlten Gelder anzulegen. Die SAFG wurde auch berechtigt, "Provi­

sionen und Gebühren" zu ihren eigenen Gunsten abzudisponieren. Dar­

über hinaus war die SAFG nicht berechtigt, Guthaben an sich selbst zu 

überweisen. 

Paula Holunder hat Bankkontoerõffnungsunterlagen unterzeichnet, mit 

welchen in ihrem Namen bei der Zürich Bank AG mit Sitz in Zürich ein 

Bankkonto erõffnet werden soJlte; 

(Bei samtlichen Vertragen wurde der Gerichtsstand Zürich und die An­

wendbarkeit von materiellem Schweizer Recht vereinbart.) 

Am 3. Februar 2006 hat sich Paula Holunder nochmals in den Büroraumlichkeiten 

derSAFG eingefunden. Sie hat CHF 10'000.- in bar mitgebracht. Zusammen ging 

sie mit dem Mitarbeiter der SAFG zum Schalter der Zürich Bank AG wo der Be­

trag von CHF 10'000.- auf das Konto von Paula Holunder einbezahlt wurde. 

Mit Valuta vom 31. Marz 2006 hat die SAFG CHF 6'000.- (5% Agio) von Paula 

Holunder's Konto bezogen. 

Die SAFG hatte die gemass Zeichnungsschein vereinbarten Zahlungen in eine 

Lebenssparversicherung der VersicherungsgeseJlschaft VITAG investiert. Entspre­

chende Vertrage wurden zwischen der SAFG und der VITAG geschlossen. Die 

Zahlung der ersten Pramie, welche am 30. Juni 2006 fallig gewesen ware, unter­

blieb, weil zu wenig Mittel auf dem Konto von Paula Holunder lagen. 

Aufgeschreckt von Zeitungsartikeln im Frühjahr 2007, welche von aggressiven 

Werbemethoden und unlauteren Geschaftspraktiken der SAFG berichteten, hat 

Paula Holunder weitere Einzahlungen auf ihr Bankkonto bei der Zürich Bank AG 

unterlassen. Ein Schreiben der SAFG, in welchem auf die ausgebJiebenen Zah-
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lungen hingewiesen und festgestellt wurde, dass die Kundin den Vermõgensauf­

bau aber jederzeit fortsetzen kõnne, hat Paula Holunder ignoriert. 

Sie wurden am 12. September 2007 von Paula Holunder mandatiert. Paula Ho­

lunder macht geltend, sie habe die Vertrage gar nie eíngehen wollen. Die Begriff­

lichkeiten seien so verwirrlich gewesen, dass sie gar nicht gemerkt habe, dass sie 

nun wahrend 12 Jahren so viel Geldeinzahlen müsse. Sodann seien auch die Ge­

bühren der SAFG viel zu hoch und die SAFG habe auch noch keine Vermõgens­

verwaltungsleistungen erbracht, weil das Vermõgen erst nach Rückzahlungen der 

Lebensversicherungspolice zu verwalten gewesen ware. 

Als erstes haben Sie im Namen von Paula Holunder alle Vertrage gekündigt und 

das Bankkonto saldiert. Nach Abzug der Bankgebühren wurden Paula Holunder 

noch CHF 3'725.- ausbezahlt. Dann haben Sie erfolglos versucht, die SAFG zur 

Rückzahlung aller bezahlten Gelder zu bewegen. 

Ihre Recherchen haben ferner ergeben, dass Gesellschaften wie die SAFG in 

Deutschland einer Bewilligungspflicht unterliegen. Die entsprechende Bestim­

mung des deutschen Gesetzes über das Kreditwesen ("KWG") lautet wie folgt: 

"§ 32 Erlaubnis 

(1) 1Wer im Inland gewerbsmai!,ig oder in einem Umfang, der ei nen in 
kaufmannischer Weise eingerichteten Geschaftsbetrieb erfordert, 
Bankgeschafte betreiben oder Finanzdienstleistungen erbringen will, 
bedarf der schriftlichen Erlaubnis der Bundesanstalt; § 37 Abs. 4 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes ist anzuwenden. 2Der Erlaubnisan­
trag mui!, enthalten 

" 

In der Schweiz unterliegt die Tatígkeit der SAFG keiner Bewilligungspflicht. Die 

SAFG hat in Deutschland nícht um die Erteilung einer Bewilligung nachgesucht. 
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FRAGE 1:· 

Gegen wen, wo und in welchem Verfahren kõnnen Sie Klage erheben? Falls Sie 

an verschiedenen Orten vorgehen kõnnten, welchen Weg empfehlen Sie Ihrer 

Klientin? 

FRAGE 2: 

Was klagen Sie ein, wie lauten Ihre Rechtsbegehren? 

FRAGE 3: 

Wie begründen Sie Ihre Klagen 1? Welches Recht ist anwendbar2? Wie beurteilen 

Sie die Erfolgsaussichten Ihrer Argumenté? 

Fritz Wunderlich mit Wohnsitz in Leipzig hat identische Vertrãge unterzeichnet 

wie Paula Holunder. Er hat die SAFG in Leipzig auf Leistung von Schadensersatz 

eingeklagt. Die SAFG hat die Zustãndigkeit des Landgerichtes Leipzig bestritten, 

sich eventualiter aber doch verteidigt. Das Landgericht Leipzig hat die SAFG 

rechtskrãftig zur Leistung von Schadensersatz verurteilt. Einziges Argument war 

die Verletzung von Art. 32 KWG. 

FRAGE 4: 

Mit welcher Begründung hat das Landgericht Leipzig die Unzustãndigkeitseinrede 

der SAFG wohl abgewiesen? 

1 Argumentieren Sie vorab ungeachtet der Erfolgsaussichten. 
2 Falls nach Ihrer Ansicht auslãndisches Recht anwendbar ist, benennen Sie dieses und wenden a­
ber ersatzweise Schweizer Recht an. 
3 Falls Ihre Antwort von Beweisfragen abhãngt, benennen Sie, was bewiesen werden mOsste, damit 
Ihr Argument erfolgreich ist. 
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Die SAFG lehnt ei ne freiwillige Zahlung trotz dem rechtskraftigen Urteil des 

Landgerichtes Leipzig ab. Sie werden nun von der SAFG mandatiert. 

FRAGE 5: 

Wie, wo und in welchem Verfahren wird Fritz Wunderlich versuchen, das Urteil 

des Landgerichts Leipzig zu vollstrecken? Welche Argumente werden Sie in die­

sem Verfahren vorbringen, um eine VolIstreckung zu verhindern? Welche 

Rechtsmittel (ganzer Instanzenzug) stehen Ihnen zur Verfügung, falls das Ge­

richt Ihre Argumente als nicht stichhaltig erachtet? 

Die Aufgabe ist nicht abzuschreiben und muss der Prüfung beigelegt werden. 

Gesetze: OR, ZGB, SchKG, IPRG, LugÜ, GStG, ZPO, GVG, BGG, UWG 



Anwaltsprüfung 
/', 

.. .,.'. 

Sachverhalt 

Herr Hans Weiss, ein Deutscher Geschãftsmann mit Wohnsitz in Kõln, konsul­
tiert Sie, mit der Bitte, seine Situation im Detail zu analysieren, ihm zu empfeh­
len, wie er vorgehen soll, ihn darüber aufzuklãren, mit we1chen Schritten seitens 
der Gegenpartei er rechnen müsse und wie seine Prozesschancen sind. Die 
ebenfalls in Kõln wohnhafte Ehefrau von Herrn Weiss verfiigt am Zürichsee im 
Bezirk Meilen, über ein Landhaus (Ferienhaus). 

In den 90-iger Jahren hat Herr Weiss erhebliche finanzielle Mittel (es handelte 
sich dábei um mehrere Mi11ionen in CHF) in ein grosses Projekt in Russland in­
vestiert. Die Verhandlungen fiihrte Herr Weiss l).amens zwei von ihm als Al­

leinaktionãr beherrschten Gesellschaften nãmlich der B AG mit Sitz in Liech­
tenstein und der C AG mit Sitz in Russland. Das Projekt scheiterte gemãss An­
gaben von Herrn Weiss am rechtswidrigen Verhalten der damaligen Gegenpar­
tei, einer grossen internationalen Automobilunternehmung, der in ltalien domi­
zilierten Auto AG. Nachdem sich im Vertrag mit der Auto AG, eine Schieds­
klausel befand, beauftragte er, bzw. beauftragten die beiden Gesellschaften B 
AG und C AG, den jungen Zürcher Anwalt Schwarz mit der Interessenvertre­
tung in einem Verfahren gestützt auf die Regeln der Internationalen Handels­
kammer (ICC). Nicht nur Herr Schwarz, sondern auch diverse andere Anwãlte 

im ln- und Ausland hatten Herrn Weiss versichert, dass hervorragende Chancen 
bestãnden, den Prozess zu gewinnen. Schwarz teilte Weiss mit, es sei mit Pro­
zess- und Anwaltskosten in der Grõssenordnung von CHF 800'000.- zu rech­

nen. In Bezug auf sein eigenes Honorar schloss man eine Vereinbarung ab, wo­
nach dieses pauschal CHF 300'000.- betragen sollte, allerdings exkl. Spesen. 
Schwarz schloss mit Weiss persõnlich eine Vereinbarung ab, wonach er solida­
risch neben den beiden Gesellschaften fiir Honorar und Spesen hafte. Schwarz 



leitete schliesslich das Schiedsverfahren ein und arbeitete eine umfangreiche 
Klageschrift aus. 

Nach Eingang der Klageantwort der Gegenpartei stellte sich heraus, dass die 
liechtensteinische B AG und die russische Gesellschaft C AG, in deren Namen 

Schwarz geklagt hatte, zwischenzeitlich in Folge Liquidation gelõscht worden 

waren. Herr Weiss musste erhebliche Aufwendungen in Liechtenstein und 
Russland untemehmen, um den Schiedsgerichtsprozess noch zu retten, was 
schliesslich gelang. Die entsprechenden Aufwendungen (Wiedereintragung der 
Gesellschaften) machen total CHF 250'000.- aus. Herr Weiss musste schnell 
feststellen, dass Herr Schwarz in Sachen Schiedsverfahren nicht so versiert war, 

wie er dies geltend gemacht hatte. Auch schien er in vertrags- und gesellschafts­
rechtlichen Belangen nicht so sattelfest, wie Herr Weiss dies erwartet hatte. Er 
entschied deshalb, zwei weitere Anwãlte beizuziehen, we1che mit Herrn 

Schwarz ein Team bilden sollten. Herr Schwarz war damit einverstanden, be­

stand jedoch darauf, dass er rur dieses Team der "Leading Lawyer" sein wolle. 
Dies alles verursachte weitere erhebliche Kosten. 

In einer wichtigen Phase des Prozesses, im September 2003, versiegte das 
Herrn Weiss rur den Prozess zur Verrugung stehende Geld. Es war rur alle Pro­
zessbeteiligten kiar, dass der Prozess nicht weitergeruhrt werden konnte, wenn 

Herr. Weiss nicht unverzüglich weitere Mittel erhãltlich machen würde. Er be­
mühte sich vergeblich um einen Bankkredit. Schliesslich offerierte Anwalt 
Schwarz ein Darlehen im Umfang von CHF 600'000.-. Als Sicherheit verlangte 
er einen Schuldbrief zu Lasten des Landhauses der Ehefrau in Meilen. Aus die­
sem Grunde schlug er vor, dass Frau Weiss als Darlehensnehmerin fungiere. 
Die Bedingungen waren zusammengefasst folgende: 

Zinsen 10% pro Jahr 
Das Darlehen ist beschrãnkt bis zUm 22. September 2004 
Fãlligkeit der Zinsen: 22. September 2003 
Keinerlei Zinsen werden zurückerstattet, sofem das Darlehen vor dem 

22. September 2004 zUfÜckbezahlt wird 
Zur Sicherung des Darlehens wird (im 1. Rang) ein Schuldbrief lautend 

auf den Namen von Schwarz errichtet, lastend auf der Liegenschaft von 

Frau Weiss in Meilen 

Schwarz zog den Jahreszins direkt von der Darlehenssumme ab. Er bezahlte 
auch noch diverse Anwaltskosten, so u.a. CHF 30'000.- an sich selber. Den 

2 



verbleibenden Restbetrag überwies er auf ein Konto bei der UBS Zürich, wel­
ches auf die Eheleute Weiss gemeinsam lautete. Einen Monat spãter gelang es 
Herrn Weiss doch noch, ein HypothekardarJehen bei einer Schweizer Bank er­
hãltlich zu machen. Er zahlte Herrn Schwarz den von ihm geliehenen Betrag so­
fort nach Erhalt dieses Geldes zurück. Unter Berufung auf das Abgemachte 
weigerte sich Schwarz jedoch, den bereits bezahlten Rest des Jahreszinses zu­
rückzuerstatten. 

Gegen Ende des Jahres 2003 ging das tur den Prozess vertugbare Geld emeut 

aus. Um den Prozess weitertuhren zu kõnnen, benõtigte man wieder Mittel in 
der Grõssenordnung von CHF 600'000.-. Wieder sprang Herr Schwarz ein. Er 

schloss mit Frau Weiss einen zweiten Darlehensvertrag ab. Das Darlehen soJlte 
wieder durch einen Schuldbrief gesichert werden, lautend auf den Namen von 
Schwarz (im 5. Rang), lastend auf der Liegenschaft in Meilen. 

Die wichtigsten Bestimmungen des DarJehensvertrages lauteten wie folgt: 

Jahreszins 14% 
Das Darlehen ist rückzahlbar am 31. Mãrz 2004 
Fãlligkeit des Zinses: 15. Dezember 2003 
Arrangement Fee CHF 95'000.-
Weder der Zins noch das Arrangement Fee werden zurückerstattet, so­
fem das Darlehen vor dem 31. Mãrz 2004 zurückbezahlt wird. 

Wieder ging Herr Schwarz so vor, dass er von der Darlehenssumme den Zins 

und nun auch noch das "Arrangement Fee" direkt in Abzug brachte. Auch be­
glich er gewisse Spesen, welche im Zusammenhang mit dem Schiedsverfahren 
entstanden waren in der Hõhe von CHF 5'000.-. Den Restbetrag überwies er auf 

ein Konto der Eheleute Weiss gemeinsam bei der UBS in Zürich. 

Das Ehepaar Weiss war nicht in der Lage, das Darlehen am 31. Mãrz 2004 zu­

rückzuzahlen. 

Im Mai 2004 traf der Schiedsentscheid ein: Die Klage war abgewiesen worden. 

In der Folge entbrannte zwischen dem Ehepaar Weiss und Herrn Schwarz ein 
Streit. Herr Schwarz verlangte mit immer schãrferen Worten die Darlehens­
rückzahlung, wãhrend die Eheleute Weiss Herrn Schwarz tur den negativen 
Ausgang des Schiedsverfahrens verantwortlich machten. Sie warfen ihm u.a. 
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vor, verschiedene entscheidende Fehler bei der Mandatsfiihrung begangen zu 
haben. Schwarz hãtte übersehen,dass die Gesellschaften, in deren Namen er 
geklagt hãtte, gelõscht worden seien. Er hãtte bei der Begründung des An­

spruchs die massgeblichen Argumente nicht prãsentiert, hãtte wichtige Zeugen 
nicht aufgerufen und hãtte ganz generell der Gegenpartei zu wenig Paroli gebo­
ten. Er hãtte nicht mit den anderen zu seiner Unterstützung ins Verfahren invol­
vierten Anwãlten kooperiert und man müsse überhaupt den Verdacht hegen, 
Schwarz hãtte hinter dem Rücken seiner Klientschaft mit der Gegenpartei zu­

sammengearbeitet. So hãtten sie (das Ehepaar Weiss) erst nach Abschluss des 
Schiedsverfahrens erfahren, dass ein Sohn des Gegenanwaltes als Substitut in 

der Kanzlei von RA Schwarz gearbeitet hãtte. Weiter ist das Ehepaar Weiss der 
Meinung, Herr Schwarz hãtte von seiner IlJiquiditãt profitiert und es bei der 
Darlehensgewãhrung ausgenützt. RA Schwarz verwahrt sich gegen al! di ese 
Vorwürfe. In Bezug auf das Darlehen macht er geltend, dieses hãtte mit dem 
Schiedsverfahren nichts zu tun. Darlehensnehmerin sei Frau Weiss gewesen 

und nicht Herr Weiss oder die beiden Gesel!schaften. Er verlangte ein letztes 
Mal die Bezahlung des Darlehensbetrages von CHF 600'000.- nebst 14% Zins 

seit l. April 2004 und stel1te juristische Schritte in Aussicht, sofem diese Geld­
betrãge nicht zurückbezahlt würden. 

Fragen: 

1. Wie oben bereits ausgefiihrt wurde, wünscht Herr Weiss eine umfassen­

de Analyse der Situation. So mõchte er wissen, mit weIchen Schritten 
seitens von RA Schwarz zu rechnen ist, wie er und seine Frau sich dage­

gen zur Wehr setzen kõnnen. Es interessiert ihn auch, welche Rechtsmit­
tel zur Verfiigung stehen, wenn die involvierten Gerichte zu seinen Un­
gunsten entscheiden. Weiter will er wissen, ob er in Angriff oder Gegen­
angriff gehen kõnnte. Er mõchte, wenn mõglich, das bezahlte Honorar, 
samt Spesen zurückerhalten sowie Schadenersatz verlangen, weil der 
Prozess (Forderungssumme CHF 20 Millionen) durch die fehlerhafte 
Mandatsfiihrung von Schwarz verlorengegangen sei. Zudem will er, bzw. 
will seine Frau das Arrangement Fee (Darlehensvertrag vom Dezember 
2003) und die fiir bei de Darlehen bezahlten Zinsen zurück. 

2. WeIches sind die Vor- und Nachteile eines Verfahrens vor einem 
Schiedsgericht im Vergleich zu einem staatlichen Gericht? 
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3. Herr Weiss mõchte von RA Schwarz die umfangreichen Prozessakten, 
welche er ihm zur VerfUgung gestellt hat, zurück. In den Akten befinden 
sich u.a. viele Originale, von welchen Weiss keine Kopie erstellt hat. 

Schwarz weigert sich, Weiss die Akten herauszugeben, mit der Begrün­
dung, Klãgerinnen seien eine liechtensteinische und eine russische Ge­
sellschaft gewesen und nicht er persõnlich. Diese beide Gesellschaften 

wurde aber mittlerweile wieder liquidiert und im Handelsregister ge­

lõscht. Was kann Weiss tun, um die Akten heraus zu erhalten? 

4. Welches Rechtsmittel wãre Herm Weiss, bzw. den beiden klagenden Ge­
sellschaften B und e AG zur VerfUgung gestanden, um den Entscheid 
des Schiedsgerichtes anzufechten (Sitz des Schiedsgerichtes ist Genf)? 

Gesetze: OR, ZGB, SchKG, IPRG, ZPO, GVG, Bundesrechtspflege 
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Schriftliche Anwaltsprüfung , 

Peter Müller ist Ihr Klient, den sie laufend in seinen privaten und geschiiftlichen An­

gelegenheiten beraten. Er unterbreitet Ihnen folgende Fragestellungen zur Beantwor­

tung: 

Frage 1 

Ich (Peter Müller) ha be meinem Kollegen Fritz Huber am 28. Februar 2003 ein Darle­

hen im Betrag von Fr. 14'000.-- gegeben. Dieser hat sich damit seine Traumferien in 

Bali finanziert. In der Zwischenzeit habe ich mich mit Fritz Huber verkracht. Ich 

mõchte nun die Fr. 14'000.-- samt Zins zurück. Ich gehe davon aus, dass Fritz Huber 

das Darlehen wegen unserer Streitigkeiten nicht freiwillig zurückzahlen wird. Was für 

juristische Mõglichkeiten ha be ich? Wie gehe ich juristisch vor? Benõtigen Sie für die 

sachgerechte Beantwortung meiner Frage noch zusatzliche Informationen? 

Wir ha ben folgenden Vertrag aufgesetzt und unterzeichnet: 

Peter Mül!er gibt Fritz Huber ein Oarlehen im Betrag von Fr. 14'000. --o Mit untenste­

hender Unterschrift quittiert Fritz Huber, den Betrag erhalten zu haben. 

Zürich, 28. Februar 2003 

(Unterschrift Fritz Huber) (Unterschrift Peter Mül!er) 

Frage 2 

Ich (Peter Müller) bin Eigentümer einer Liegenschaft in der Stadt Zürich. Diese hat 

vier Geschosse. Die Geschosse 1, 2 und 3 habe ich an die Obsidian AG vermietet. 

Das 4. Geschoss ist nicht vermietet, da ich dieses bald für mei ne eigene Geschiiftsta­

tigkeit verwenden will. Die Obsidian AG hat nun im 4. Stock diverse bauliche Veran­

derungen vorgenommen, obwohl sie dort nicht Mieterin ist. Gestern hat sich nun die 

Bau AG bei mir gemeldet und dargelegt, dass sie im Auftrag der Obsidian AG Umbau­

ten im 4. Stock vorgenommen habe und die Obsidian AG ihre Rechnung im Betrag 
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von Fr. 87'354.30 nicht bezahlt habe. Die Bau AG sei nun leider gezwungen, ein Bau­

handwerkerpfandrecht eintragen zu lassen. 

Muss ich die Eintragung eines Bauhandwerkerpfandrechtes befürchten, obwohl die 

Obsidian AG nicht einmal Mieter des umgebauten Geschosses ist? 

Welche zusatzlichen Informationen ben6tigen sie, um meine Frage zu beantworten? 

Frage 3 

In einer weiteren Liegenschaft in der stadt Zürich habe ich (Peter Müller) Beatrice 

Flückiger als Mieterin. Ich habe ihr ordnungsgemass gekündigt. Da die Wohnung 

nach Ablauf der Kündigungsfrist weiterhin bewohnt war, habe ich ein entsprechendes 

Ausweisungsbegehren gestellt. Dieses wurde gutgeheissen und BeatriceMüller wurde 

unter der Androhung von Zwangsvollstreckung im Unterlassungsfall befohlen, bis 29. 

Februar 2008, 1800 Uhr die gemietete Wohnung zu raumen und zu verlassen. Heute 

bin ich nun zu meiner Liegenschaft gegangen und wollte Beatrice Flückiger bitten, die 

Wohnung doch ohne Weiterungen zu verlassen. Zu meinem Erstaunen traf ich auf 

ei ne v61lig fremde Frau, weJche sich als Ursina Kohler vorstellte, und mir unter Vorla­

ge eines entsprechenden Vertrages mitteilte, sie sei die Untermieterin von Beatrice 

Flückiger und sie habe nicht im Geringsten im Sin n, die Wohnung zu verlassen. Ihr 

sei nie gekündigt worden und von einerri Ausweisungsverfahren wisse sie nichts. 

Was ist die Rechtslage und was muss ich nun unternehmen? Ich ben6tige diese Woh­

nung dringend. 

Welche zusatzlichen Informationen ben6tigen sie, um mei ne Frage zu beantworten? 

Frage 4 

Irene D6rig führt gegen Max Fischer ei nen Forderungsprozess vor Bezirksgericht ZÜ­

rich im Betrag von Fr. 120'000.--. Das Behauptungsverfahren ist bis und mit Duplik 

abgeschlossen. Da Irene Dõrig keinen Wohnsitz mehr in der schweiz, sondern neu in 

Kairo hat, befürchtet sie, dass sie kautioniert wird. Da mir (Peter Müller) Irene Dõrig 

rund Fr. 60'000.-- schuldet, hat sie mich angefragt, ob sie mir die Forderung abtreten 

kõnnte. Damit kõnne die Kautionierung umgangen werden und es bestanden gute 

Aussichten, dass meine Forderung schliesslich bezahlt würde. 



Ist die Annahme von Irene D6rig betreffend Kautlonierung richtig? 

Muss ich bei einer Abtretung den angefangenen Prozess weiterführen oder kann ich 

spater selber klagen? Ich habe den Eindruck, dass Irene Dõrig den Prozess schlecht 

geführt hat und diesen m6glicherweise deshalb verlieren wird. 

Was für zusatzliche Informationen brauchen Sie zur Beantwortung meiner Fragen? 

Frage 5 
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Ich (Peter Müller) habe noch eine Frage, die mei ne Sekretarin (Frau Joder) betrifft. 

Diese hat vor 8 Jahren einen rund 10 Jahre jüngeren Mann geheiratet. Sie hat ihn 

unterhalten, ihm alles bezahlt. Er hat überhaupt nichts gearbeitet und nur Geld aus­

gegeben. Die Beiden stehen jetzt in der Scheidung. Der Anwalt des Mannes verlange 

die Halfte ihres BVG-Guthabens. Frau Joder findet dies absolut stossend und un­

gerecht und hat mich gebeten, Sie zu fragen, ob sie ihrem Mann tatsachlich die Half­

te ihres BVG-Guthaben geben müsse. 

Was für zusatzliche Informationen brauchen Sie für die Beantwortung dieser Frage? 

Bei Frage 2 ist das Verfahren auf Eintragung eines Bauhandwerkerpfandrechtes nicht 

darzulegen 

Gesetze: OR,ZGB,ZPO,GVG.oG,GestG 



Schriftliche Anwaltsprüfung 

I. 

Der in Thalwil wohnhafte Xaver Bühler verwaltete ab etwa 1985 das in der Sehweiz gelegene 
Vermõgen des in Hamburg wohnhaften, deutsehen Staatsangehõrigen Holger von Grossheim. 
Bühler hatle in den 1970er Jahren bei der damaligen Sehweizerisehen Bankgesellsehaft (SBG) 
eine Banklehre gemaeht und über viele Jahre in Zürieh eine Stelle in deren "Private Banking" 
inne gehabt. 

Im Jahr 1991 wurde das Vermõgen von Holger von Grossheim in die naeh lieehtensteinisehem 
Reeht gegründete Stiftung "Gloria" mit Sitz in Vaduz eingebraeht. Bühler übte seine 
Verwaltungstãtigkeit zunãehst als Angestellter der SBG weiter aus. Spãter weehselte er zu 
anderen Banken; immer verwaltete er das Vermõgen der Stiftung "Gloria". 

Im Jahre 1999 gründete er die Xaver Bühler Treuhand AG mit Sitz in Zürieh, die in der Folge mit 

der Verwaltung des Vermõgens der Stiftung "Gloria" betraut wurde und bei der Depotbank AG, 
Zürich, eine Vermõgensverwaltungsvollmaeht erhielt. Einziger Verwaltungsrat der Xaver Bühler 
AG war Xaver Bühler. 

Bis im Frühjahr 2004 war das Vermõgen der Stiftung hauptsãehlieh in Obligationen angelegt. Ab 
Mai 2004 begann die Xaver Bühler AG, dieses vermehrt in Aktien zu investieren. Naeh einem 
Treffen mit Bühler wies von Grossheim den Stiftungsrat im Dezember 2004 an, bei der 
Depotbank AG einen Kredit über CHF 500'000 zweeks Aktienkãufen aufzunehmen. Der Kredit 
wurde der Stiftung aueh erteilt. Mitte August 2006 wies das Depot einen Aktienanteil von 96 % 
auf, wobei es si eh überwiegend um an der New Yorker NASDAQ kotierte Aktien von im 
Internetbereieh tãtigen start-up Unternehmen handelte, die zwisehen dem 10. Mai 2004 und 
Ende 2005 erworben worden waren. Der Referenzwert des Portfolios belief sieh Ende 2003 auf 
EUR 1'100'000 und stieg bis Ende 200f;auf EUR 1'300'000. Im August 2006 war er auf 
EUR 228'000 zusammengesehmolzen. Die Stiftung entzog der Bühler Treuhand AG daraufhin 
die Vermõgensverwaltungsvollmaeht. 

11. 

Am 27. Februar 2007 belangte die Stiftung die Xaver Bühler AG beim Gerieht auf Bezahlung von 
USD 494'000 sowie EUR 22'000 nebst 5 % Zins als Sehadenersatz aus Vertragsverletzung. Die 
Stiftung warf der Xaver Bühler AG im Wesentliehen vor, sie ha be die aus dem Vermõgens­
verwaltungsvertrag fliessenden Pfliehten verletzt, indem sie unter Missaehtung der gebotenen 
Anlagestrategie namentlieh hõehst spekulative Aktientitel erworben und Klumpenrisiken gebildet 

habe. 



Das erstinstanzliche Gericht hiess die Klage derStiftung mit Urteil vom 18. Februar 2008 
teilweise gut und verpflichtete die Xave r Bühler AG, der Stiftung "Gloria" USD 280'000 nebst 
Zins zu 5 % seit 1. September 2006 zu bezahlen. 

Mit diesem Urteil sind beide Parteien unzufrieden und überlegen sich, ein Rechtsmittel 
einzulegen. 

* * * 

Frage 1: 

Die Stiftung "Gloria" wünscht von Ihnen ein Memorandum, das sich zu folgenden Themen 
auslasst: 

1. Welchen rechtlichen Regeln untersteht das im obgenannten Sachverhalt geschilderte 
Rechtsverhaltnis? 

2. Welches Recht ist auf das Rechtsverhaltnis anwendbar, wenn die Parteien keine 
Rechtswahl getroffen haben? 

3. Welches Gericht ist sachlich und õrtlich erstinstanzlich zustandig? 

Frage 2: 

Von Grossheim und die Stiftung "Gloria" wollten stets grõsstmõgliche Diskretion. Sie haben 
daher mit der Depotbank eine Vereinbarung über die banklagernde Zustellung der Korrespon­
denz geschlossen. Die. Vereinbarung enthalt eine ZusteUungs- und Genehmigungsfiktion, d.h., 
der Kunde hat innert 10 Tagen der Bank mitzuteilen, falls er mit dern jeweiligen Depotauszug 
nicht einverstanden ist. Andernfalls gilt der Auszug der Bank als von der Stiftung genehmigt. 

Angenommen, das Handelsgericht des KI. Zürich haUe entschieden, die Stiftung "Gloria" hiiUe 
aus den monatlichen Depotauszügen die hoch riskanten Anlagegeschafte der Xavier Bühler AG 
erkennen kõnnen, weshalb die Stiftung im Lichte der banklagernden Post keinen Vorteil für sich 
ableiten kõnne. 

Mit welchern Rechtsmittel bei welcher Instanz würde die Stiftung diese Aussage rügen? Wie 
beurteilen Sie die Erfolgsaussichten? 

Frage 3: 

Die Stiftung mõchte von Ihnen wissen, wie Sie den geltend zu machenden Schaden berechnen 
würden und wie ein solcher Schaden von der Stiftung bewiesen werden müsste. 

Frage 4: 

Laut Sachverhalt macht die Stiftung einen Schaden in Fremdwahrungen geltend (USD und 
EUR). Die Stiftung fragt Sie an, ob sie das Rechtsbegehren auch in CHF (da Landeswahrung in 
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der Schweiz und im Fürstentum Liechtenstein) oder wenigstens altemativ in Schweizer Franken 
oder in Fremdwãhrung hãtte steJlen kõnnen? Wie beantworten Sie die Frage? 

Frage 5: 

Angenommen ein Stiftungsratsmitglied, von Grossheim und Bühler hãtten sich im November 
2004 in Hamburg zu einer Besprechung getroffen, anlãsslich welcher über den Kredit und 
dessen Verwendung gesprochen wurde. Die Stiftung liess sich durch ihren deutschen Anwalt Dr. 
Klose beraten, der an der Besprechung anwesend war und anschliessend über die Sitzung ein 
Protokoll verfasste. Das Protokoll wurde von Dr. Klose, vom anwesenden Stiftungsratsmitglied 
und Herrn von Grossheim unterzeichnet. Andere schriftliche Unterlagen zu dieser Besprechung 

existierten keine. 

Im Prozess vor dem hiesigen Gericht mõchte die Stiftung dieses Protokoll als Beweis (Urkunde) 
ins Recht legen. Auch Rechtsanwalt Dr. Klose wãre bereit, als Zeuge auszusagen. 

Was würden Sie im Prozess vor dem zürcherischen Gericht der Klãgerin in Bezug auf die 
erwãhnten Überlegungen raten? 

Frage 6: 

Angenommen, die Stiftung "Glorla" würde schliesslich ein vollstreckbares Urteil des Schweizeri­
schen Bundesgerichts erstreiten. Die Xaver Bühler AG hãtte mittlerweile zwar noch über Büros 
in Zürich, aber über keine Angestellten mehr verfügt. Sie verweigert nach wie vor die Zahlung, 
weshalb die Stiftung die Xaver Bühler AG betreiben will. Aus Furcht, am Geschiiftssitz in Zürich, 
werde eine Zustellung erfolglos sein, lãsst die Stiftung die Xaver Bühler AG den Zahlungsbefehl 

an der Privatadresse von Xaver Bühler in Thalwil durch den dortigen Betreibungsbeamten zu­
stellen. Xaver Bühler weilt aber auf einer zweiwõchigen Geschãftsreise im Ausland, weshalb der 
Betreibungsbeamte den Zahlungsbefehl der volljãhrigen Tochter, Vanessa Bühler, die noch 
immer bei ihrem Vater wohnt, aushãndigt. Nach Rückkehr von Vater Bühler ist die Frist zur 

Erhebung des Rechtsvorschlags unbenutzt verstrichen. 

Die Xaver Bühler AG erachtet dadurch die Zustellung als nichtig. Eventuell verlangt sie eine 

Wiederherstellung der Frist, um Rechtsvorschlag zu erheben. 

Wie sehen Sie die Rechtslage? 

* * * 

Gesetzestexte: Schulthess-Ausgabe ZGB/OR, SchKG, BGG, ZPO, GVG. 

Die Aufgabe darf nicht abgeschrieben werden; der Text ist der Arbeit wieder beizulegen. 
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Anwaltsprüfungskommission 

Schriftliche Anwaltsprüfung <l"e ,:p,,: 

, IAr', /' 

Es sind beide Teilaufgaben zu losen und al/e Fragen zu beanfworlen! 

Ich werde zwischen 10.00 Uhr und 11.00 Uhr al/e Kandidatinnen / Kandidafen kurz 

besuchen. Sollten Sie Fragen zum SachverhaJt haben, konnen Sie mir diese dann 

stel/en. 

Gesetze: ZGB (Ausgabe Gauch), OR (Ausgabe Gauch), SchKG, ZPO, GVG; BGG 

Teilaufgabe A 

Grundsachverhalt: Peter Meier, wohnhaft in Kilchberg, und Fritz Balmer, bis Ende 

2006 wohnhaft in Paris, ab Anfang 2007 wohnhaft in Horgen, schliessen am 

5. Januar 2005 die beiden beiliegenden Vertrãge (Kaufrecht und Darlehen) ab. 

Fritz Balmer hat die im Kaufrechtsvertrag vereinbarten Zahlungen von insgesamt 

CHF 750'000.- pünktlich geleistet. 

Mit Schreiben vom 1. Mai 2007 kündigte Fritz Balmer den Darlehensvertrag. 

Da seitens Peter Meier keine Zahlung erfolgte, hat Fritz Balmer seine Forderung 
gegenüber Peter Meier im Herbst 2007 in Betreibung gesetzt. Der Zahlungsbefehl 

wurde Peter Meier zugestellt. Dieser hat innert Frist Rechtsvorschlag erhoben. 

Im Januar 2008 leitete Peter Meier unter Einreichung der Weisung des 
Friedensrichteramtes Horgen beim Bezirksgericht Horgen gegen Fritz Balmer eine 

Klage ein und stellt das folgende Rechtsbegehren: 

Es sei festzustellen, dass der Kaufrechtsvertrag 
vom 5. Januar 2005 nichtig und unverbindlich 
sei, da bei m Darlehensvertrag, welcher mit dem 
Kaufrechtsvertrag zusammenhãnge, die 
notwendige Form nicht eingehalten worden sei. 

Das Bezirksgericht Horgen hat noch nicht reagiert. Es erfolgte bisher weder eine 
Fristansetzung noch wurde zu einer Verhandlung vorgeladen. 
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Fritz Balmer kommt heute am 10. Mãrz 2008 in Ihre Anwaltskanzlei und ersucht Sie, 
die Rechtslage zu beurteilen. 

1. Analysieren Sie für Fritz Balmer die Rechtslage in Bezug auf das von Peter 
Meier bereits einge/eitete Verfahren. 

2. Erklãren Sie Fritz Balmer, welcher von Beruf Germanist ist, in einem Brief 

von maximal 2 Seiten, welche prozessualen Mõglichkeiten er hat, um seine 

Forderung aus Darlehensvertrag durchzusetzen. 

3. Was erklãren Sie Fritz Balmer, nachdem er Ihnen sagt, er habe früher in 
Paris gewohnt? 

4. Formulierén Sie die Rechtsbegehren für die verschiedenen 

Vorgehensvarianten von Fritz Balmer in Bezug auf seine Ansprüche und 

erlãutern Sie diese kurz. 

5. Besteht dringender Handlungsbedarf? 

Annahme A: Der Kaufrechtsvertrag wurde nicht õffentlich beurkundet. Ansonsten 

bleibt der Sachverhalt unverãndert. 

Das Bezirksgericht Horgen setzt Ihnen Frist zur Beantwortung der Klage von Peter 

Meieran. 

6. Welche Antrãge / Rechtsbegehren stellen Sie? Erlãutern Sie diese kurz. 

Annahme B: Wie Grundsachverhalt bis und mit Ende 2006. Fritz Balmer kommt 

bereits im Januar 2007 zu Ihnen. Er erklãrt Ihnen, dass er herausgefunden habe, 

dass sich das Grundstück in Horgen für den von ihm vorgesehenen Zweck nicht 

eigne. Er werde das Kaufrecht sicher nicht ausüben. Er wolle die geleisteten CHF 

750'000.- retour. 

7. Wie beurteilen S/e die diesbezüglichen Chancen von Fritz Balmer? Welche 

rechtlichen Überlegungen machen Sie? 



Offentliche Beurkundung 

Kaufrecht 

Pe!er Meier, ... Kilchberg, und Fritz Balmer, ... , Paris 

vereinbaren was folgl: 

Dokument 1 

1. Pe!er Meier rãum! Fritz Balmer am Grunds!ück X, ... (Beschrieb gemãss GB-Auszug ... ) in der 

Gemeinde Horgen, ein Kaufrech! ein. 

2. Das Kaufrech! is! nich! übertragbar und nicht vererblich. 

3. Das Kaufrech! kann von heute an bis zum 31. Mãrz 2008 jederzeit ausgeübt werden. 
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4. Für die Einrãumung des Kaufrechtes bezahl! Fri!z Balmer per 1. April, 1. Juni und 1. Sep!ember 

2007 je CHF 250'000.-, insgesam! also CHF 750'000.- an Pe!er Meier. Wird das Kaufrecht ausgeüb!, 

werden die Zahlungen an den Kaufpreis angerechnet. Wird das Kaufrech! nich! ausgeübt, verbleiben 

die Zahlungen bei Pe!er Meier. 

5. Im Falle der Ausübung des Kaufrech!s ha! Fritz Balmer an Pe!er Meier den Kaufpreis von CHF 5 

Mio zu bezahlen. Der Kaufpreis is! durch Übernahme von allfãlligen Grundpfandschulden und 

Barzahlung des Res!be!rages zu tilgen. 

6. Eine allfãllige Forderung aus Darlehen von Fritz Balmer gegenüber Pe!er Meier wird mii dem 

Kaufpreis verrechnet. 

7. Das Kaufrech! is! im Grundbuch vorzumerken. Die Vormerkung im Grundbuch bezahl! Fritz 

Balmer. 

8. Auf die vorliegende Vereinbarung soll Schweizer Rech! zur Anwendung kommen. Allfãllige 

S!rei!igkei!en über die Vereinbarung sollen ausschliesslich vor Bezirksgerich! Horgen geführt werden. 

Horgen, 5. Januar 2005 sign. Pe!er Meier sign. Fritz Balmer 

Diese Urkunde enlM/I den mir milgeleilten Parteiwillen; sie wurde von den Erschienenen durch 

Selbstlesen zur Kennfnis genommen, genehmigf und un/erzeichnel. 

Horgen, 5. Januar 2005, 09.00 Uhr, 

"S/empel No/ana/ Horgen" 

N%ria/ Horgen 

sign. No/ar Benz 



t:, ,I, 

Darlehen 

Peler Meier, ... , Kilchberg, und Fritz Balmer, "', Paris 

vereinbaren was folgt: 

1. Frilz Balmer gewãhrt Peler Meier ein Darlehen von Euro 2 Mio. 

2. Das Darlehen ist zu 5% p.a. zu verzinsen. 

3. Das Darlehen kann frühestens auf Ende 2006 gekündigl werden. 

4. Das Darlehen ist heute ausbezahlt worden. 

Horgen, 5. Januar 2005 

Fritz Balmer 

Dorfstrasse 10 

8810 Horgen 

Horgen, 1. Mai 2007 

Sali Peter 

sign. Peler Meier 

Einschreiben 

PeterMeier 

Bahnhofstrasse 61 

8802 Kilehberg 

leh kilndige hiermit den Darlehensvertrag vom 5. Januar 2005 aut 1. Juni 2007 
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Dokument 2 

sign. Fritz Balmer 

Dokument 3 

Bezahle bitle die ausstehende Summe von Euro 2 Mio sowie die Zinsen 1. Halbjahr 2007 von Euro 

50'000.- bis spãtestens 5. Juni 2007 aut mein Konta bei der UBS Horgen, IBAN eH .... 

Freundliehe Grilsse 

sign. Fritz Balmer 
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Dokument 4 
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Teilaufgabe B 

Grundsachverhalt: Rita Kãlin kommt zu Ihnen. Frau Kãlin lebt sei t einem Jahr von 

ihrem Ehemann getrennt. Daniel Kãlin führt und betreibt LaserTec AG. Die LaserTec 

AG hat ein Aktienkapital von CHF 200'000.-; dieses ist eingeteilt in 200 Namenaktien 

à CHF 1 '000.-. Der Sitz der LaserTec AG ist in Uster. 

Die Aktien sind wie folgt verteilt: 

Daniel Kãlin, VR-Prãsident: 168 N-Aktien, 

Verwaltungsrat A: 1 N-Aktie 

Verwaltungsrat B: 1 N-Aktie 

Rita Kãlin: 15 N-Aktien 

Klaus Kãlin, Sohn von Daniel + Rita Kãlin: 15 N-Aktien 

Frau Kãlin hat gehõrt, dass die Freundin von Herr Kãlin in der LaserTec AG als 

kaufmãnnische Mitarbeiterin tãtig ist. Sie habe einen total überhõhten Lohn. Sodann 

habe die LaserTec AG ein Haus, in welchem früher einmal der Betrieb gewesen sei, 

zu einem sehr tiefen Preis an die Freundin von Herr Kãlin verkauft. Genaue 

Angaben hat Frau Kãlin nicht. 

Frau Kãlin kommt heute am 10. Mãrz 2008 zu Ihnen. Sie mõchte herausfinden, was 

da gelaufen sei. Die Situation werde immer schlimmer, gestern sei dem Sohn Klaus 

Kalin, welcher bisher zusammen mit dem Vater in der LaserTec AG tatig war, unter 

Einhaltung der arbeitsvertraglichen Fristen gekündigt worden. Der Sohn Klaus Kalin 

sei nun sehr wütend auf seinen Vater und auch auf dessen Freundin. Auf 

entsprechende Frage erklart Ihnen Frau Kalin, dass die ordentliche 

Generalversarnmlung der LaserTec AG jeweils Anfang Juni stattfinde. 

8. Wie muss Frau Kãlin a/s Aktionãrin vorgehen, um an die gewünschten 

Informationen heranzukommen? 

Annahme A: Auf ein Schreiben, welches Sie als Anwaltin / Anwalt von Frau Kalin an 

die LaserTec AG richten, erfolgt keine Reaktion. 

9. Was ist nun vorzukehren? Sind Fristen einzuha/ten? 
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Annahme B: An der ordentlichen Generalversammlung vom 5. Juni 2008 

(Teilnehmer: alle Aktionare ohne Sohn Klaus Kalin, werden die Antrãge von Frau 

Kãlin mit 170:15 Stimmen abgelehnt. Frau Kãlin hat die gewünschten Informationen 

immer noch nicht. 

10. Hat Prau Kãlin auch prozessua/e Mõgfichkeiten? Wie, wo, wann und bei 

welchem Gericht wãre ein aJ1fãlliges Verfahren einzureichen? 

Annahme C: Im Rahmen der Beratung mõchte Frau Kãlin noch etwas wissen: Für 

die Generalversammlung 2006 habe sie die Traktandierung des Geschãftes "Export 

in Kriegsgebiete" beantragt und Beschlussfassung über den folgenden Antrag 

verlangt: 

Der Verwaltungsrat und die Geschãftsleitung 
sei en zu verpflichten, dafür zu sorgen, dass ab 
1. Juli 2006 die Distanzmessgerãte der 
LaserTec AG nicht mehr in Kriegsgebiete 
(Lãnder X, Y, Z ... ) exportiert I verkauft werden. 

Der Verwaltungsrat habe die Traktandierung im Vorjahr verweigert. Frau Kãlin will 

das vorstehende Anliegen nochmals aufbringen. 

11. Wie beurteilen Sie die Rechtslage in Bezug auf diesen Sachverhalt? Sehen 

Sie Vorgehensvarianten? 



SchriftIiche AnwaItsprüfung .. 

Sachverhalt 

1. Herr Schweizer wohnt in Zug und arbeitete seit dem 3.1.1990 bei der Rohstoff AG 

mit Sitzin Zürich. Die Rohstoff AG ist im RohstoffWarenhandel tãtig. Herr Schweizer 

war in den letzten Jahren Abteilungsleiter der Kupferabteilung. Die Kupferabtei1ung ist 

weltweit im Handel mit Kupfer tãtig. Sie kauft und verkauft Kupfer, vor al1em an der 

dafür spezialisierten Bõrse in London. Herr Schweizer war im Handelsregister als Pro­

kurist eingetragen. Die Rohstoff AG kündigte ihm ordnungsgemãss mit Schreiben vom 

25. Oktober 2004 aufEnde Januar 2005. 

2. Im Jahre 2004 geriet die Rohstoff AG in finanziel1e Schwierigkeiten. Mit Verfügung 

vom 23. Oktober 2004 gewãhrte der Richter der Rohstoff AG provisorische Nachlass­

stundung (Art. 293 Abs. 3 SchKG). Am 16. Dezember 2004 erfolgte die definitive 

Nachlassstundung. Mit Verfügung vom 30. Juni 2005 bestãtigte der zustãndige Richter 

den Nachlassvertrag mit Vermõgensabtretung (geschãtzte Dividende zwischen 25% und 

36%). Der Liquidator erstel1te den Kol1okationsplan und legte diesen am 12. Mai 2006 

auf. 

3. Der Liquidator behandelte die von Herrn Schweizer geltend gemachten Forderungen 

wie folgt: 

a) Gewinnbetei1igung des Jahres 2002 

Im Jahr 2002 hatte Herr Schweizer einen Gewinnanteil zugute, liess diesen jedoch im 

Betrag von CHF 100'000 stehen, da die Rohstoff AG Liquiditãtsprobleme hatte. Der 

vereinbarte Zins von 4% wurde nurbis ins Jahr 2002 an Herrn Schweizer bezahlt. Die 

Forderung wurde in der 3. Klasse kolloziert, aber ohne Zinsforderung. 

b) Gewinnbeteiligung für das J ahr 2004 

In einem Memorandum des Geschãftsführers (CEO) vom Juni 1993 an die Mitarbeiter 

der Kupferabteilung (Herr Schweízer und seine KoJ1egen A, B, und C, síehe nachfol­

gend Ziffer 4) wird diesen ein Gewinnbeteiligungsrecht zugesprochen entsprechend der 
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dort aufgeführten Gewínnberechnung. Bedingung ist, dass die Kupferabteilung einen 

Gewinn erzielt hat. Nicht massgebend ist das Gesamtresultat der Rohstoff AG. Herr 

Schweizer weiss, dass auch im Jahre 2004 die Voraussetzungen für die Gewinnbeteili­

gung erfüIlt sind. Er kennt aIlerdings die genauen Zahlen nicht, schãtzt aber die ihm 

zustehende Gewinnbeteiligung aufUSD 400'000 (der Handel erfolgt jeweils in USD). 

Der Liquidator lehnte die Kollozíerung dieser Forderung ab, da die Rohstoff AG im 

Jahre 2004 insgesamt einen grossen Verlust erlitten hat, was zum Nachlassverfahren 

geführt hat. Bereits im Jahr 2003 wurde den vier Mitarbeitem der Kupferabteilung keine 

Gewinnbeteiligung ausbezahlt, da die Kupferabteilung in diesem J ahr keinen Gewinn 

erzielt hatte. In den Votjahren wurde dagegen stets eine Gewinnbeteiligung ausbezahlt. 

Die Gewinnbeteiligung wurde stets als Bonus bezeichnet. 

e) Abgangsentschãdigung 

Die Rohstoff AG hat mit keinem ihrer rund 100 Arbeitnehmem, welchen sie im Jahre 

2004 grõsstenteils kündigte, im Arbeitsvertrag eirte Abgangsentschãdigung vereinbart. 

Jedoch zahlte sie im Jahre 2004 ihrem Geschãftsführer und íhrem Finanzchefbeí deren 

Abgang eíne Abgangsentschãdigung von sechs Monatslõhnen aus. Sieben weitere Mit­

arbeiter erhíelten eíne Abgangsentschãdigung von eínem Monatslohn. Herr Schweizer 

verlangt eíne Abgangsentschãdigung von dreí Monatslõhnen (insgesamt CHF 60'000 

brutto). Der Líquídator lehnte die KoIlozierung dieser Abgangsentschãdigung ab. 

4. Die Rohstoff AG hat eine TochtergeseIlschaft mít Sitz in DelawarelUSA in der Form 

einer Holdinggesellschaft. Diese HoldínggeseIlschaft wiederum hat eine Tochtergesell­

schaft mít dem Namen Non-Ferrous Company (NF) mit Sitz in Delaware, welche im 

Wesentlichen aus den drei Arbeitnehmem A, B und C bestand, die zusammen mit Herrn 

Schweizer die Kupferabteílung bildeten und mit ihm zusammen den Kupferhandel be­

trieben. A, B, und C schlossen denn auch die meisten Geschãfte (ca. 80%) im Namen 

der Rosthoff AG und nur wenige (ca. 20%) im Namen der NF ab. Die NF beschãftigte 

noch zwei weitere Mitarbeiter in der Administration. Geschãftsführer der NF war A. 
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Die drei Angestellten A, B und e sind alles US-Bürger und wohnen in der Niihe ihres 

Arbeitsortes. Sie arbeiteten sei! 10 Jahren bei der NF. Sie erhielten ebenfalls auf Ende 

Januar 2005· die Kündigung. Auf diesen Zeitpunkt hin wurde die NF stillgelegt bzw. 

Iiquidiert. 

A, B, und e machen wie Herr Schweizer eine Gewinnbeteiligung rur das Jahr 2004 in 

der Hõhe von je USD 400'000 geltend. Auch diese GewinnbeteiIigung wurde jedoch 

vom Liquidator im KoIlokationsplan mit der gleichen Begründung abgewiesen. A, B 

und e hatten in den letzten Jahren im gleichen Umfang wie Herr Schweizer eine Ge­

winnbeteiIigung (Bonus genannt) erhaIten, wobei dieser Bonus jewei1s direkt von der 

"Grossmutter-Gesellschaft", der Rohstoff AG, verbucht und ausbezahlt wurde. Der Mo­

natslohn wurde dagegen stets von der NF an A, B und e ausbezahlt. Im Arbeitsvertrag 

mit A B und e wurde die Mõglichkeit eines Bonus zwar erwãhnt, jedoch wurden die 

Voraussetzungen dazu nicht definiert. 

Fragen 
Herr Schweizer und A B und e kommen einige Tage nach Erhalt der Mittei1ung, dass 
ihre Forderungen im Kollokationsplan grõsstentei1s abgewiesen wurden, zu Ihnen und 
bitten Sie als Anwalt, die im Rahmen der Kollokation vom Liquidator abgewiesenen 
Forderungen einzuklagen. 

l. a) Wie ist die Rechtslage bezüglich dieser Forderungen? 
b) Wie beurtei1en Sie die Erfolgschancen? 

2. a) Wo und wie müssen Sie klagen? 
b) Leiten Sie eine oder mehrere Klagen ein? Begründen Sie die Ihrer Meinung nach 
beste Lõsung. 
c) Wie lauten die Rechtsbegehren? 
d) Welche besonderen prozessualen Probleme sehen Sie? 
e) Welche Rechtsmittel stehen zur Verrugung, faIls die Klage bzw. die Klagen nicht 
oder bloss teilweise gutgeheissen werden? 

Bearbeitungshinweis 
Fal1s Sie der Meinung sind, es komme auslãndisches Privatrecht zur Anwendung, so ist 
rur die Falllõsung dennoch schweizerisches Recht anzuwenden (unter der Annahme, es 
Iiege ein Anwendungsfal1 von Art. 16 Abs. 2 IPRG vor). 

Gesetzestexte: ZGB/OR (SchuIthess-Ausgabe); BGG, ZPO, GVG, SchKG. 

Die Aufgabe ist nicht abzuschreiben, aber Ihrer Lõsung beizulegen. 



Schriftliche Anwaltsprüfung .. 

Fali 1 

Eva (Wohnsitz Baden) kommt zu Ihnen und erzãhlt Folgendes: Sie und Adam 

studieren bei de Jus in Zürich. Letztes Jahr in der Vorlesung hatte Adam (damals 

Wohnsitz Meilen) ihr gesagt, er habe sein Traumauto gesehen. Es koste Fr. 

30'000; Eva habe sich am gleichen Abend entschlossen, Adam das notwendige 

Ge1d zu leihen, um ihm eine Freude zu bereiten. Tags darauf in der Vorlesung 

habe Eva Adam wortlos ein Kuvert übergeben, das Fr. 30'000 in bar enthielt, 

und sei zu einem Zahnarzttermin weg geeilt. Zwei Tage spãter hãtten Adam und 

Eva Streit gehabt (im Folgenden: "der damalige Streit"), weshalb sich Eva be­

schlossen habe, das Geld zuruck zu verlangen. Sie habe das Darlehen gekündigt. 

Adam habe nicht bezahlt, weshalb sie ihn auf Rückzahlung verklagt habe. Das 

Bezirksgericht Meilen habe aber Schenkung angenommen, und die Klage abge­

wiesen. Das Urteil sei rechtskrãftig geworden. Eva berichtet weiter, der dama­

lige Streit sei entstanden, weil Adam ihr Ver1õbnis aufge1õst habe, um Bea zu 

heiraten. Nun habe sie, Eva, entschlossen, die Schenkung wegen Verlõbnisauf­

lõsung zuruck zu ver1angen. Wie sie wisse, habe Adam mit ihrem Geld sein 

"Traumauto" tatsãchlich gekauft. Inzwischen wohne Adam in Hinwi1. 

Wie beraten Sie Eva? 

- l -



Fali 2 

Mit Besch1uss vom 26. Februar 2008 wurde an1ãsslich der Genera1versamm1ung 

der nicht anwesende Hans (wohnhaft in Zollikon) aus dem Schachverein Zürich­

see, Zürich, a1s Mitg1ied ausgesch1ossen. Der Verein srutzte sich auf eine statu­

tarische Bestimmung, wonach der Aussch1uJ3 mõg1ich sei, "wenn ein Mitglied 

gegen den Geist des Schachspiels wiederholt verstosse." Im eingeschriebenen 

Brief vom 27. Februar 2008 des Vereinsprãsidenten,der Hans am 29. Februar 

2008 zugestellt wurde, stand zu 1esen, er habe "wiederholt gegen den Geist des 

Schachspiels wiederholt verstoj3en. " 

Hans will den Aussch1uss nicht auf sich sitzen 1assen. Er will k1agen. 

l. Frage: Wie würde ein zweckmassiges Rechtsbegehren lauten? 

2. Frage: Eis wann müsste eine Klage erhoben werden? 

3. Frage: Was müssten Sie allenfalls noch von Hans wissen, um die Frage, ob 

eine Klage Eifolgschancen hatte, genau beantworten zu konnen? 

Fali 3 

Wi1he1m kommt heute zu Ihnen und berichtet, ihm sei am 19. Mãrz 2008 ein 

norma1er Zah1ungsbefeh1 zugestellt worden. Für die entsprechende Forderung, 

die er teilweise wegen einer Verrechnungsmõg1ichkeit bestreite, habe die G1ãu­

bigerin ein Faustpfand. Sie habe jedoch nicht auf Pfandverwertung betrieben. 

Wilhe1m will wissen, was am besten vorzukehren sei. 

Wie beraten Sie Wilhelm? 

Gesetze: Gesetzesausgabe GAUCH (ZGB und OR mit Nebengesetzen), ZPO ZH, 

GVG ZH; SchKG. 
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